
Das Kreisgericht wies die Klage ab. Dazu führte es 
aus: Der Kläger habe einen monatlichen Verdienstaus­
fall in Höhe von 382,54 M. Ein Drittel dieses Verdienst­
ausfalls für die vom Kläger berechneten 32 Monate er­
gebe zwar einen Betrag von 4 078,40 M. Diesen Be­
trag müsse der Verklagte dem Kläger jedoch nicht er­
setzen, weil der Kläger von der Staatlichen Versiche­
rung der DDR aus gesetzlichen und zusätzlichen Un­
fallversicherungen seines Betriebes einmalige Beträge 
von insgesamt über 10 000 M erhalten habe. Diese müß­
ten von dem gegenüber dem Verklagten geltend ge­
machten Schadenersatzbetrag abgesetzt werden, da der 
Kläger finanziell nicht besser gestellt werden dürfe, 
als wenn er den Unfall nicht erlitten haben würde.
Die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung des Klä­
gers hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat richtig das durchschnittliche mo­
natliche Nettoeinkommen des Klägers festgestellt und 
bei der Berechnung der Schadenersatzforderung davon 
die von der Sozialversicherung gezahlte Invalidenrente 
abgesetzt. Diese Rente stellt einen Teil des dem Kläger 
zustehenden Schadenersatzes dar bzw. tritt an seine 
Stelle. Dies ergibt sich z. B. auch daraus, daß nach § 64 
SVO in Fällen dieser Art die Schadenersatzansprüche 
des Geschädigten in Höhe der von der Sozialversiche­
rung gewährten Leistungen auf letztere übergehen (vgl. 
OG, Urteil vom 27. November 1964 — Za 13/64 — NJ 
1965 S. 24).
Der Entscheidung des Kreisgerichts, auf den Schaden­
ersatzanspruch des Klägers auch die von der Staatli­
chen Versicherung der DDR gezahlten Beträge anzu­
rechnen, kann jedoch nicht beigepflichtet werden. Un­
streitig hat der Kläger aus der sich aus §§ 5, 6 des Ge­
setzes über die Versicherung der volkseigenen Wirtschaft 
vom 15. November 1968 (GBl. I S. 355) ergebenden zu­
sätzlichen Pflichtversicherung seines Beschäftigungsbe­
triebs 7 049,30 M und aus einer weiteren freiwilligen 
zusätzlichen Unfallversicherung dieses Betriebes 3 502 M 
erhalten. Eine Anrechnung dieser Unfallentschädigungs­
leistungen auf den Schadenersatzanspruch des Werktä­
tigen würde jedoch den Charakter des Unfallversiche- 
rungsschutzes verändern. Es würde aus der Unfallver­
sicherung eine weitere Haftpflichtversicherung. Daß 
diese. Folge nicht beabsichtigt ist, ergibt sich aus § 98 
Abs. 5 GBA, wonach Leistungen der Staatlichen Versi­
cherung aus Versicherungsverhältnissen zugunsten des 
Werktätigen oder seiner Hinterbliebenen auf die Höhe 
eines Anspruchs gegen den Betrieb keinen Einfluß 
haben. Das gilt auch für Schadenersatzansprüche gegen­
über Dritten, wenn ein Betrieb zugunsten seiner Beleg­
schaftsangehörigen bzw. ihrer Hinterbliebenen zusätz­
liche Versicherungen abgeschlossen hat. Mit ihnen soll 
eine „zusätzliche finanzielle Sicherung für die Werktäti­
gen gewährleistet“ werden (vgl. § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Versicherung der volkseigenen Wirtschaft). 
Solchen Versicherungen liegt somit allein das Prinzip 
der materiellen Versorgung der Werktätigen bei Ar­
beitsunfällen über die anderen ihnen zustehenden An­
sprüche hinaus zugrunde. Nach § 10 Abs. 3 dieses Geset­
zes geht deshalb auch der Schadenersatzanspruch für die 
aus diesen zusätzlichen Unfallversicherungen erbrachten 
Leistungen — anders als bei der dem Kläger von der So­
zialversicherung gezahlten Invalidenrente — nicht auf 
die Versicherungseinrichtung über.
(Es folgen Ausführungen zur Höhe des Anspruchs.)

Berichtigungen
Dos Aktenzeichen des in NJ 1973 S. 148 veröffentlichten Urteils des 
Obersten Gerichts vom 31. August 1972 muß richtig lauten: 2 Zst 34/72.

In NJ 1973 S. 207, linke Spalte, muß es in der letzten Zeile des dritten 
Absatzes statt „Zuchthaus“ richtig „Freiheitsstrafe“ heißen.
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